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Der Preuß. Staats⸗Anzeiger enthält in ſeinem amtlichen Theile Fol⸗ 
endes: 
€ Die Beratungen, welche auf die Einladung unferer Cirkular⸗Depeſche 
vom 28. o. M. hier in Berlin in Bezug auf die deutſche Verfaffungsfrage 
ſtattgefunden haben, haben zu dem für die Königl. Regierung erfreulichen 
Ergebniß geführt, daß ſie nunmehr im Verein mit den Königl. Regierungen 
von Sachſen und Hannover den übrigen deutſchen Regierungen eine um⸗ 
faſſende Vorlage in Bezug auf die deutſche Verfaſſung machen können. 

Die Königl. preußiſche Regierung beehrt ſich daher, in der Anlage der 
ze. Regierung die betreffende Eröffnung in ihrem eigenen, wie im Namen 
der Regierungen von Sachſen und von Hannover zu überſenden, und be⸗ 
merkt dabei, daß die Königl. baieriſche Regierung, welche an ſämmtlichen 
Verhandlungen zwiſchen oben erwähnten Regierungen Theil genommen, 
ſich die ſchließliche Erklärung über ihren Beitritt noch vorbehalten hat. 

„Wir glauben dabei das Vertrauen ausſprechen zu dürfen, daß dieſe 

Eröffnung bei der ꝛc. Regierung die reifliche und eingehende Erwägun 
finden werde, welche die Wichtigkeit des Gegenſtandes erfordert, und daß 
auch die Geſinnungen und das Verfahren der verbündeten Regierungen, 
welche hiermit einer unabweislichen Pflicht genügt zu haben glauben, ge⸗ 
rechte Würdigung und Anerkennung erlangen werde. 

Berlin, den 28. Mai 1849, 

Der Miniſter-Präſtdent. 
(gez.) Graf von Brandenburg. 


| ſammtliche deutſche Regierungen. 


Der ꝛc. Regierung finden ſich die Regierungen von Preußen, Sach- 
ſen und Hannover, und in deren Auftrage die preußiſche Regierung ver⸗ 
anlaßt, folgende ergebenſte Eröffnung zu machen. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung der Gefahren, von welchen ge⸗ 
genwärtig das gemeinſame Vaterland bedroht wird. Die Ereigniſſe ſpre⸗ 


chen laut genug. In mehreren Theilen Deutſchlands iſt die geſetzliche 
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Sie haben die von der National⸗Verſammlung entworfene Reichsverfaſſung 
nicht anerkannt, weil ſie über die wahren und heilſamen Anforderungen 
eines kräftigen Bundesſtaates hinausgriff, und in ihrer aus den Kämpfen 
und Zugeftanduiffen der politiſchen Parteien hervorgegangenen Geſtalt die 
weſentlichſten Bürgſchaften entbehrte, auf welchen der rechtliche und geord⸗ 
nete Beſtand jedes Staatsweſens beruht. 

Aber die verbündeten Regierungen haben nicht einen Augenblick ver⸗ 
kannt, daß ihnen eben hieraus die doppelte Verpflichtung erwachſen ſei, 
nach allen Kraften zu dem Abſchluß eines Verfaſſungswerkes mitzuwirken, 
das für das geſammte Deutſchland eine unabweisliche Nothwendigkeit ge⸗ 
worden iſt. Eine ſolche Verfaſſung wird der Nation gewähren müſſen, 
was ſie ſeit längerer Zeit ſchmerzlich entbehrte, was ſie von ihren Regie⸗ 
rungen zu fordern berechtigt iſt: dem Auslande gegenüber Einheit und Macht, 
im Innern, bei geſichertem Fortbeſtande aller einzelnen Glieder, die ein⸗ 
heitliche Entwickelung der gemeinfamen Intereſſen und natlonalen Bedürf⸗ 
niſſe. Die Bürgſchaften der rechtlichen Freiheit und der geſetzlichen Ord⸗ 
nung ſind es, welche die deutſche Verfaſſung den Regierungen und den 
Völkern zu gewähren haben wird. a 

Unter dieſen Geſichtspunkten haben die verbündeten Regierungen den 
von der National = Verfammlung beſchloſſenen Entwurf ernſtlich geprüft, 
alle ſeine heilſamen und unbedenklichen Beſtimmungen beibehalten und 
a fan e Theile geändert, welche mit dem gemeinen Wohle unverein⸗ 

ar ſind. 

Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propoſition, 
der Entwurf einer Reichs⸗Verfaſſung hervorgegangen, welchen ſie ſämmt⸗ 
lichen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren gemeinſchaftlichen Vor⸗ 
ſchlag und in der Hoffuung vorlegen, daß derſelbe ihre Zuſtimmung finden 
werde. Die Begrundung ſeines Inhalts, ſo wie deſſen nähere Erläute⸗ 
rung, iſt in der Denkſchrift niedergelegt, welche beiliegt. Die deutſchen 
Staaten, welche ſich dem vorgelegten Verfaſſungs = Entwurf anſchließen, 
werden als die im §. 1 bezeichneten Glieder des Bundesſtaates zu betrach⸗ 
ten ſein, während denjenigen Regierungen gegenüber, welche ſich zu dieſem 
Anſchluß nicht veranlaßt finden, die aus den Verträgen von 1815 fließen⸗ 
den Rechte und Pflichten unverändert fortbeſtehen. 

Indem die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover ſich 
durch den Drang der Zeitumſtände genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die 
Initiative in dem Verfaſſungswerke zu ergreifen, find fie jedoch von der 
beſtimmten und ausdrücklichen Vorausſetzung ausgegangen, daß der rechts⸗ 
gültige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtimmung der National-Vertre- 
tung beruhe. Sie werden daher in Gemeinſchaft mit denjenigen Regie⸗ 
rungen, welche ſich dem Verfaſſungs⸗Entwurfe anſchließen, aus dieſen deut⸗ 
ſchen Landen einen Reichstag in dem Umfange und nach den Wahlbeſtim⸗ 
mungen berufen, welche der Verfaſſungs⸗ Entwurf vorläufig bezeichnet. 
Dieſem lediglich hierzu verſammelten Reichstage wird dann der genannte 
Entwurf zur Berathung und Zuſtimmung übergeben werden. “it 

Auf dem hier bezeichneten Wege hoffen die Regierungen ſich mit allen 
verſtändigen und wohldenkenden Männern der Nation zu begegnen, mit 
Allen, denen das wahre Wohl Deutſchlands am Herzen liegt, mit Allen, 
welche, von der ganzen Bedeutung des Augenblicks durchdrungen, eines 
unbefangenen Urtheils über die Lage des Valerlandes fähig ſind. 

Die obenerwähnte Denkſchrift zu dem Inhalte des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfes war bei dem Abgange dieſes Aktenſtückes noch nicht beendigt, und 
wird unverzüglich nachfolgen. 

Berlin, den 28. Mai 1849, 

Der Miniſter-Präſident. 5 
(gez.) Graf von Brandenburg. 
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ſämmtliche deutſche Regierungen. 


Entwurf | 
der Verfaſſung des deutſchen Reiches. 
f Abſchnitt l. Das Reich. ’ 
Artikel 4. §. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete der⸗ 
jenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reichs⸗Ver⸗ 
faſſung anerkennen. Die Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu dem 
deutſchen Reiche bleibt gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten. 
I Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande das⸗ 


F. 2. 8 
ſelbe Staats⸗ Oberhaupt, fo fol das deutſche Land eine von dem nicht⸗ 


deutſchen Lande getrennte eigene Verfaſſung, Regierung und Verwaltung 
haben. In die Regierung und Verwaltung des deutſchen Landes dürfen 
nur deutſche Staatsbürger berufen werden. Die Reichsverfaſſung und 
Reichsgeſetzgebung hat in einem ſolchen deutſchen Lande dieſelbe verbind⸗ 
liche Kraft, wie in den übrigen deutſchen Ländern. 

$. 3. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande das⸗ 


ſelbe Staats⸗Oberhaupt, ſo muß dieſes entweder in ſeinem deutſchen Lande 
reſidiren, oder es muß auf verfaſſungsmäßigem Wege in demſelben eine 
Boot niedergefeßt werden, zu welcher nur Deutſche berufen wer⸗ 
den dürfen. f N f 
§. 4. Abgeſehen von den bereits beſtehenden Verbindungen deutſcher 
und nichtdeutſcher Länder ſoll kein Staats⸗Oberhaupt eines nichtdeutſchen 
Landes zugleich zur Regierung eines deutſchen Landes gelangen, noch darf 
ein im Reiche regierender Fürft, ohne feine deutſche Regierung abzutreten, 
eine fremde Krone annehmen. 
5 §. 5. Die einzelnen deutſchen Staaten behalten ihre Selbſtſtändig keit, 
0 


ausdrücklich Be find. 


chnitt II. Die Neigsgewalt. 


Artikel l. F. 6. Die Reichsgewalt übt dem Auslande gegenüber 


die völkerrechtliche Vertretung des Reiches und der einzelnen deutſchen 
Staaten aus. Die Reichsgewalt ſtellt die Reichsgeſandten und die Kon⸗ 
ſuln an. Sie führt den diplomatiſchen Verkehr, ſchließt die Bündniſſe und 
Verträge mit dem Auslande, namentlich auch die Handels- und Schiff⸗ 
fahrts⸗Verträge, ſo wie die Auslieferungs⸗Verträge ab. Sie ordnet alle 
völkerrechtlichen Maßregeln an. 

§. 7. Die einzelnen deutſchen Regierungen haben ihr Recht, ſtändige 
Geſandte zu empfangen oder ſolche zu halten, auf die Reichsgewalt über⸗ 
tragen. Auch werden dieſelben keine beſonderen Konſuln halten. Die 
Konſuln fremder Staaten erhalten ihr Exequatur, von der Reichsgewalt. 
Die Abſendung von Bevollmächtigten an den Reichsvorſtand oder andere 
deutſche Regierungen iſt den einzelnen Regierungen unbenommen. 

§. 8. Die einzelnen deutſchen Regierungen ſind befugt, Verträge mit 
anderen deutſchen Regierungen abzuſchließen. Ihre Befugniß zu Verträ⸗ 
gen mit nichtdeutſchen Regierungen beſchränkt ſich auf Gegenſtände, welche 
nicht der Zuſtändigkeit der Reichsgewalt zugewieſen ſind. 1 

§. 9. Alle Verträge nicht rein privatrechtliche Inhalts, welche eine 
deutſche Regierung mit einer anderen deutſchen oder nichtdeutſchen ab⸗ 
ſchließt, ſind der Reichsgewalt zur Kenntnißnahme und, inſofern das Reichs ⸗ 

intereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtatigung vorzulegen. 

Artikel II. §. 10. Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das Recht 
des Krieges und Friedens zu. 

Artikel III. §. 11. Im Kriege oder in Fällen nothwendiger Sicher⸗ 
heitsmaßregeln im Frieden, ſteht der Reichsgewalt die geſammte bewaff⸗ 
nete Macht des Reiches zur Verfügung. 

§. 12. Das Reichsheer beſteht aus der zum Zwecke des Krieges be⸗ 
stimmten geſammten Landmacht der einzelnen deutſchen Staaten. Diejeni⸗ 
gen Staaten, welche weniger als 500,000 Einwohner haben, ſind durch 
die Reichsgewalt zu größeren militairiſchen Ganzen zu vereinigen oder 
einem angränzenden großeren Staate anzuſchließen. Ueber die Bedingun⸗ 
gen ſolcher Zuſammenlegung haben ſich die betreffenden Regierungen unter 
Vermittelung und Genehmigung der Reichsgewalt zu vereinbaren. 

§. 13. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heerweſens die allge⸗ 
meine Geſetzgebung und überwacht die Durchführung derſelben in den ein⸗ 
zelnen Staaten durch fortdauernde Koutrole. Den einzelnen Staaten ſteht 
die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf Grund der Reichsgeſetze, der Wehr⸗ 
verfaſſung und in den Gränzen der nach §. 12 abgeſchloſſenen Vereinba⸗ 
rung zu; ſie haben die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, ſo weit 
dieſelbe nicht nach §. 11 für den Dienſt des Reiches in Anſpruch genom⸗ 
men wird. ö 

§. 14. Der von der Reichsgewalt ernannte Feldherr und diejenigen 
Generale, welche von dieſem zum ſelbſtſtändigen Kommando einzelner Corps 
beſtimmt werden, ſo wie die Gouverneure, Kommandanten und höheren 
Feſtungsbeamten der Reichsfeſtungen, leiſten dem Reichsvorſtande und der 
Reichsverfaſſung den Eid der Treue. \ 

F. 15. Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken ent⸗ 
ſtehenden Koſten, welche den durch das Reich feſtgeſetzten Friedensſtand 
überſteigen, fallen dem Reiche zur Laſt. 

$. 16. Ueber eine allgemeine für das ganze Reich gleiche Wehrver⸗ 
faſſung ergeht ein beſonderes Reichsgeſetz. 

F. 17. Die Beſetzung der Befehlshaberſtellen und die Ernennung der 
Offiziere in den einzelnen Kontingenten bis zu den dieſen Kontingenten 
entſprechenden Graden, iſt den betreffenden Regierungen überlaſſenz nur 
wo die Kontingente zweier oder mehrerer Staaten zu größeren Ganzen 
kombinirt ſind, ernennt die Reichsgewalt Unmittelbar die Befehlshaber dieſer 
Corps, infofern deren Grad nicht innerhalb der Ernennungsbefugniß einer 
der betheiligten Regierungen liegt. Für den Krieg ernennt die Reichsge⸗ 
walt die kommandirenden Generale der auf den verſchiedenen Kriegsthea⸗ 
tern operirenden ſelbſtſtändigen Corps. 

§. 18. Der Reichsgewalt ſteht die Befugniß zu, Reichsfeſtungen und 
Küſten⸗Vertheidigungswerke anzulegen und, inſoweit die Sicherheit des 
Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen billige Ausgleichung, 
namentlich für das überlieferte Kriegsmaterial, zu Reichsfeſtungen zu er⸗ 
klären. Die Reichsfeſtungen und Küſten⸗Vertheibigungswerke des Reiches 
werden auf Reichskoſten unterhalten. 

§. 19. Die Seemacht iſt ausſchließlich Sache des Reiches. Es iſt 
keinem Einzelſtaate geſtattet, Kriegsſchiffe für ſich zu halten oder Kaper⸗ 
briefe auszugeben. Die Bemannung der Kriegsflotte bildet einen Theil 
der deutſchen Wehrmacht. Sie iſt unabhängig von der Landmacht. Die 
Mannſchaft, welche aus einem einzeluen Staate für die Kriegsflotte ge⸗ 
ſtellt wird, iſt von der Zahl der von demſelben zu haltenden Landtruppen 
abzurechnen. Das Nähere hierüber, fo wie über die Koſten⸗Ausgleichung 
zwiſchen dem Reiche und den Einzelſtaaten, beſtimmt ein Reichsgeſetz. 
Die Ernennung der Offiziere und Beamte der Seemacht geht allein vom 
Reiche aus. Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Ausrüſtung, Aus⸗ 
bildung und Unterhaltung der Kriegsflotte und die Anlegung, Ausrüſtung 
und Unterhaltung von Kriegshäfen und See⸗Arſenälen ob. Ueber die zur 
Errichtung von Kriegshäfen und Marine⸗Etabliſſements nöthigen Enteig⸗ 
nungen, ſo wie über die Befugniſſe der dabei anzuſtellenden Reichsbehör⸗ 
den, beſtimmen die zu erlaſſenden Reichsgeſetze. 

Artikel . F. 20. Die Schifffahrts⸗Anſtalten am Meere und in 
den Mündungen der deutſchen Flüſſe (Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe, das 
Lootſenweſen, das Fahrwaſſer 2c.) bleiben der Fürſorge der einzelnen Ufer⸗ 
ſtaaten überlaſſen. Die Uſerſtaaten unterhalten dieſelben aus eigenen Mit⸗ 
zeln. Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, wie weit die Mündungen der ein⸗ 
zelnen Flüſſe zu rechnen ſind. 


weit dieſelbe nicht durch die Reichs⸗Verfaſſung beſchränkt iſt; ſie haben 
alle ftaatlihen Hoheiten und Rechte, ſo weit dieſe nicht der Reichsgewalt 


zollen frei fein. 


§. 21. Die Reichsgewalt hat die 
und Einrichtungen. Es ſteht ihr zu, 
ger Unterhaltung derſelben anzuhalten. 
F. 22. Die Abgaben, welche in den Seeuferſtaaten von den Schif⸗ 
fen für die Benutzung der Schifffahrts⸗Anſtalten erhoben werden, dürfen 
Ai zur Unterhaltung dieſer Anftalten nothwendigen Koſten nicht über- 
eigen. 
2 §. 23. In Betreff dieſer Abgaben find alle deutſchen Schiffe gleich⸗ 
zuftellen. Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der 
Reichsgewalt ausgehen. Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt 
in die Reichskaſſe. ! 
Artikel V. F. 24. Die Reichsgewalt allein hat die Geſetzgebung 
über den Schifffahrtsbetrieb und über die Flößerei auf denjenigen Flüſſen, 
Kanälen und Seen, welche mehrere deutſche Staaten im ſchiffbaren oder 
flößbaren Zuſtande durchſtrömen oder begränzen. Sie überwacht die Aus⸗ 
führung der darüber erlaſſenen Geſetze. Sie hat die Oberaufſicht über 
die eben bezeichneten Waſſerſtraßen und über die Mündungen der in die⸗ 
ſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe. Es ſteht ihr zu, im Intereſſe des all⸗ 
gemeinen deutſchen Verkehrs die einzelnen Staaten zur gehörigen Erhal⸗ 
kung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit jener Waſſerſtraßen und Fluß- 
mündungen anzuhalten. Die Wahl der Verbeſſerungs-Maßregeln und de⸗ 
ren Ausführung verbleibt den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung 
der erforderlichen Mittel iſt nach Maßgabe der reichsgeſetzlichen Beilims 
mung zu entſcheiden. Alle übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der 
Fürſorge der einzelnen Staaten überlaſſen. b 
§. 25. Alle deutſchen Flüſſe ſollen für deutſche Schifffahrt von Fluß⸗ 
Auch die Flößerei ſoll auf ſchiffbaren Flußſtrecken ſolchen 
Abgaben nicht unterliegen. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. Bei 
den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begränzenden Flüſſen tritt 
gleichzeitig für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige Ausgleichung 
ein. f 
§. 26. Die Hafen-, Krahu⸗, Waag⸗, Lager-, Schleufen- und dere 
gleichen Gebühren, welche an den gemeinſchaftlichen Flüffen und den Min: 
dungen der in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe erhoben werden, dür⸗ 
fen die zur Unterhaltung derartiger Anſtalten nöthigen Koſten nicht über⸗ 
ſteigen. Es darf in Betreff dieſer Gebühren keinerlei Begünſtigung der 
fade eines deutſchen Staates vor denen anderer deutſcher Staaten 
attfinden. 5 
N F. 27. Fluß zölle und Flußſchifffabrts⸗Abgaben dürfen auf fremde 
Schiffe und deren Ladungen nur durch die Reichsgewalt gelegt werden. 
Artikel VI. §. 28. Die Reichsgewalt hat über die Eiſenbahnen 
und deren Betrieb, ſo weit es der Schutz des Reiches oder das Intereſſe 
des allgemeinen Verkehrs erheiſcht, die Ober-Aufſicht und das Recht der 
Geſetzgebung. Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, welche Gegenſtände dar 
hin zu rechnen find. ie 
29. Die Reichsgewalt hat das Recht, jo weit fie es zum Schutze 
des Reiches oder im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs für nothwendig 
erachtet, Eiſenbahnen anzulegen, wenn der Einzelſtaat, in deſſen Gebiet 
die Anlage erfolgen ſoll, deren Ausführung ablehnt. Die Benutzung der 
Eiſenbahnen für Reichszwecke ſteht der Reichsgewalt jederzeit gegen Ent⸗ 
ſchädigung fre. Se 5 
F. 30. Bei der Anlage oder Bewilligung von Eiſenbahnen durch die 
einzelnen Staaten iſt die Reichsgewalt befugt, den Schutz des Reiches 
und das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wahrzunehmen. 

31. Die Reichsgewalt hat über die Landſtraßen die Ober⸗Auf⸗ 
ſicht und das Recht der Geſetzgebung, ſo weit es der Schutz des Reiches 
oder das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs erheiſcht. Ein Reichsgeſetz 
wird beſtimmen, welche Gegenſtände dahin zu rechnen ſind. 5 

32. Dec Reichsgewalt ſteht das Recht zu, zum Schutze des Rei⸗ 
ches oder im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs zu verfügen, 
daß aus Reichsmitteln Landstraßen und Kanäle angelegt, Flüſſe ſchiffbar 
gemacht oder in ihrer Schiff barkeit erweitert werden. Die Anordnung der 
dazu erforderlichen waſſerbaulichen Werke erfolgt nach vorgängiger Ver⸗ 
ſtändigung mit den betheiligten einzelnen Staaten; dieſen bleibt die Aus 
führung und auf Reichskoſten die Unterhaltung der neuen Anlagen über⸗ 
laſſen. 24400 

N Artikel VII. §. 33. Das deutſche Reich fol ein Zoll⸗ und Han⸗ 
dels⸗Gebiet bilden, umgeben von gemeinſchaftlicher Zoll⸗Grenze, mit Weg⸗ 
fall aller Binnen = Grenze Zölle. Die Ausſonderung einzelner Orte und 
Gebietstheile aus der Zoll⸗Linie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten. Der 
Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum Reiche gehörige 


Oberaufſicht über dieſe Anſtalt 
die betreffenden S zu 9 0 


Länder und Landes⸗Theile mittelſt beſonderer Verträge dem deutſchen Zoll⸗ 


gebiete anzuschließen. b 
F. 34. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetzgebung über das 
geſammte Zollweſen, ſo wie über gemeinſchaftliche Productions⸗ und Ver⸗ 
brauchsſteuern. Welche Productions⸗ und Verbrauchs = Steuern gemein 
ſchaftlich fein ſollen, beſtimmt die Reichs⸗Geſetzgebung. vol 
§. 35. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, ſowie der gemein 
ſchaftlichen Productions⸗ und Verbrauchsſteuern, geſchieht unter Oberauf⸗ 
ſicht der Reichsgewalt. 5 all 
F. 36. Auf welche Gegenſtände die einzelnen Staaten Productions⸗ 
oder Verbrauchsſteuern für Rechnung des Staats oder einzelner Gemeine 
den legen dürfen und welche Bedingungen und Beſchränkungen dabei ein 
treten ſollen, wird durch die Reichs⸗Geſetzgebung beſtimmt. 1 
§. 37. Die einzelnen deutſchen Staaten, find nicht befugt, auf Güter, 
welche über die Reichsgrenze ein⸗ oder ausgehen, Zölle zu legen. h 
38. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung über de 
Handel und die Schifffahrt und überwacht die Ausführung der darüber 
erlaſſenen Reichs⸗Geſetze. ichs. 
§. 39. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Gewerbeweſen Reich 
Geſetze zu erlaſſen und die Ausführung derſelben zu überwachen. Me 
F. 40. Erfindungs⸗Patente werden aüsſchließlich von Reichs wat 
auf Grundlage eines Reichs⸗Geſetzes ertheilt; auch ſteht der Reichsge ez 
ausſchließlich die Geſetzgebung gegen den Nachdruck von Büchern, 1755 
unbefugte Nachahmen von Künſtwerken, Fabrikzeichen, Muſtern und Je 
men und gegen andre Beeinträchtigungen des geiſtigen Eigenthums zu. 
Artikel VL §. 41. Die Reichsgewalt hat das Recht der Hale 
bung und die Oberaufſicht über das Poſtweſen, namentlich über Drgan) 12 
tion, Tarife, Tranſit, Porto⸗Theilung und die Verhältniſſe zwiſchen d 
einzelnen Poſtyerwaltungen. 


ä i ändi tungen dürfen nur 
42. Poſtverträge mit ausländiſchen Poſtverwaltung nt 
mit Ses der Reichsgewalt geſchloſſen werden. delten An 
§. 43. Die Reichsgewalt iſt befugt, Telegraphenlinien in 989 
und die vorhandenen gegen Cntfchibigung ‚au bene, a at 5 115 5 
Enteignun ben. Weitere Def hierüber, ſo 
a 25 Telegraphen für den Privatverkehr, ſind einem Reichs⸗ 
Keſeg ite n. 8. 44. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetz⸗ 
ebung und die Oberaufſicht über das Münzweſen. Es liegt ihr ob, für 
das ganze Reich daſſelbe Münzſoſtem einzuführen. Sie hat das Recht, 


Reich m zer zu prägen. ob, im ganzen Reiche daſſelbe 


9 ; 
Reichsgewalt liegt es ob, 3 
Syſtem für Maaß Heli Gew, ſo wie für den Feingehalt der Gold⸗ 


ilberwaaren, zu begründen. 
HM F Der eo ſteht über das 
ben von Papiergeld die Erlaſſung allgemeiner Geſetze und 
er! ie A ü M In und Ein⸗ 
(tel X. 8. 47. Die Ausgaben für alle Maaßregeln und Ei 
Age ae von Reichs wegen ausgeführt werden, ſind von der 
Reichsgewalt aus den Mitteln des Reiches zu beſtreiten. 5 
„48. Zur Beſtreitung Eee en iſt een zunächſt auf 
je Matrikular⸗Beiträge der einzelnen Staaten angewieſen. s 
die ae Die Reichagewalt & befugt, ir be, Fällen An⸗ 
i en oder ſonſtige Schulden zu kontrahiren. 5 
Te zel K F. 50. ſtdes Umfang der Gerichtsbarkeit des Reiches 
immt der Abſchnitt vom Reichsgericht. 8 5 
ene kel Nl §. 51. Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der 
Reichsverfaſſung allen Deutſchen verbürgten Rechte 


Kane Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. 


F. 52. 8 des Re 
i t die für die Aufrechthaltung der innern Sicherheit und Ordnung 
re ei 9 f 975 wenn ein deutſcher Staat von 


orderlichen Maßregeln zu treffen: eich, t 
7 8 en \ feinem, Frieden geſtört oder gefährdet 


einem anderen deutſchen Staate in ; ka 
wirdz 2) wenn in fee deutſchen Staate die Sicherheit und Ordnung 
durch Einheimiſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird. Doch ſoll in 
dieſem Falle von der Reichsgewalt nur dann eingeſchritten werden, wenn 
die betreffende Regierung fie felbft dazu auffordert, es ſei denn, daß die⸗ 
ſelbe dazu notoriſch außer Stande iſt oder der gemeine Reichsfrieden be⸗ 
droht erſcheint; 3) wenn die Verfaſſung eines deutſchen Staates gewaltſam 
oder einſeitig aufgehoben oder verändert wird, und durch das Anrufen des 
Reichsgerichtes unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken iſt. 

$ 53. Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wahrung 
des Reichsfriedens ergriffen werden können, ſind: 1) Erlaſſe, 2) Abſen⸗ 
dung von Kommiſſarien, 3) Anwendung von bewaffneter Macht. Ein 
Reichsgeſetz wird die Grundſätze beſtimmen, nach welchen die durch ſolche 
Maßregeln veranlaßten Koſten zu tragen ſind. ; 

§. 54. Der Reichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in wel- 


Bankweſen und das Ausge⸗ 
die Ober⸗Auf⸗ 


1 
1 


oberaufſehend zu 


chen die bewaffnete Macht gegen Störungen der öffentlichen Ordnung an⸗ 


gewendet werden ſoll, durch ein Reichsgeſetz zu beſtimmen. 2 

8.55. Der Reichsgewalt liegt es ob, die geſetzlichen Normen über 
Erwerb und Verluſt des Reichs⸗ und Staats⸗Bürgerrechts feſtzuſetzen. 

§. 56. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Heimathsrecht Reichs⸗ 
geſetze zu erlaſſen und die Ausführung derſelben zu überwachen. 

F. 57. Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbeſchadet des durch die 
Grundrechte gewährleiſteten Rechts der freien Vereinigung und Verſamm⸗ 
lung, Reichsgeſetze über das Aſſociationsweſen zu erlaſſen. 

F. 58. Die Reichsgeſetzgebung hat für die Aufnahme öffentlicher Ur⸗ 
kunden diejenigen Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche die Anerkennung ihrer 
Echtheit im ganzen Reiche bedingen. f 

8.59. Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Geſammtwohls 
allgemeine Maßregeln für die Geſundheitspflege zu treffen. 

Artikel. X. §. 60. Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung, ſo⸗ 
weit es zur Ausführung der ihr verfaffungsmäßig übertragenen Befugniſſe 
und zum Schutze der ihr überlaſſenen Anſtalten erforderlich iſt. 

$. 61. Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaſſung allgemei⸗ 
ner Geſetzbücher über bürgerliches Recht, Handels⸗ und Wechſelrecht, 
ER und gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deutſchen Volke 
zu begründen. 

K. 62. Alle Geſetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten ver- 
bindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichs wegen. 

$. 63. Reichsgeſetze gehen den Geſetzen der Einzelſtaaten vor, inſo⸗ 
fern ihnen nicht ausdrücklich eine nur ſubſidiaire Geltung beigelegt iſt. 
Artikel XIV. S. 64. Die Anſtellung der Reichsbeamten geht vom 
Reich aus. Die Dienſtpragmatik des Reiches wird ein Reichsgeſetz feſt⸗ 


ſtellen. 
Abſchnitt III. Das Reichs⸗Oberhaupt. 
Artikel 1. §. 65. Die Regierung des Reichs wird von einem 

Reichsvorſtande an der Spitze eines Fürſten⸗Kollegiums geführt. 

$. 66. Die Würde des Reichsvorſtandes iſt mit der Krone von 
Preußen verbunden. 

8. 67. Das Fürſten⸗Kollegium beſteht aus 6 Stimmen, 
1) Preußen, 2) Bayern, 3) Württemberg, Baden, 
Sachſen, die ſächſiſchen Herzogthümer, Reuß, 
5 ate Gnesen en end 

5 turheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſſau, Heſſen⸗Homburg, Luxem⸗ 
burg und Limburg, Waldeck, Lippe⸗Detmold, Salle ee nr 
furt. Die Staaten welche einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten zum 
fer peß u der Ae 5 ac ſich über deſſen Wahl zu verſtändigen; 

i er Nichtverſtändigung wird ei i ie Mitwi 

der 1 beſtimmen. a Ah ln na 

Artikel II. §. 68. Der Reichsvorſtand wird während der 
des Ban am Sitze der Reiche Nee Et a 
Sender oft ſich der Reichsvorſtand nicht am Sitze der Reichs⸗ Regierung 
b een. muß einer der Reichsminiſter in ſeiner unmittelbaren Umge⸗ 


$. 69. Der Reichsvorſtand übt die { 
eee 1e ihm ernannte Miner m 
. 70, Alle egierungshandlungen des Rei svorſtandes bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichung von 1 a der Reiche Wer 
e dadurch die Verantwortung übernimmt. Ya 
rtikel III. §. 71. Der Reichsvorſtand übt die völkerreichtliche Ver⸗ 


t und zwar: 
beide Hohenzollern, 4) 
j Anhalt, Schwarzburg, 5) 
Mecklenburg, Holſtein, die Hanſe⸗ 


hm übertragene Gewalt durch 


tretung des deutſchen Reichs und der einzelnen deutſchen Staaten aus. Er 
Ru b Reichsgeſandten und die Konſuln an und führt den diplomatiſchen 
erk ehr. 5 f 
F. 72. Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und ſchließt Frieden. 
§. 73. Der Reichsvorſtand ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit 
den auswärtigen Mächten ab, und zwar unter Mitwirkung des Reichstags, 
inſo weit dieſe in der Verfaſſung vorbehalten iſt. 
§. 74. Alle Verträge nicht rein privatlichen Inhalts, welche deutſche 


Reg zierungen unter ſich oder mit auswärtigen Regierungen abſchließen, 
find) dem Reichsvorſtande zur Kenntnißnahme und, inſofern das Reichs⸗ 
In tereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vorzulegen. 


F. 75. Der Reichsvorſtand beruft und ſchließt den Reichstag; er hat 
das Recht, das Volkshaus aufzulöſen. 


$. 76. Das Furſten⸗Kollegium unter dem Vorſitze des Reichsvor⸗ 


ſtandes, oder in deſſen Verhinderung unter dem Vorſitze Baierns,. hat das 
Recht des Geſetzes⸗Vorſchlages. Es übt die geſetzgebende Gewalt in Ge⸗ 


meinſchaft mit dem Reichstage unter den verfaffungsmäßigen Beſchränkun⸗ 


gen aus. b 0 8 
Das Fürſten⸗Kollegium faßt ſeine Beſchlüſſe durch abſolute 


§. 77. 
Majorität der anweſenden Bevollmächtigten. Bei gleicher Stimmenzahl 


entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
a §. 7 


78. Der Reichsvorſtand verkündigt die Reichsgeſetze und erläßt 


die zur Vollziehung derſelben nöthigen Verordnungen. 


§. 79. In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 


gehören, hat der Reichsvorſtand das Recht der Begnadigung und Straf⸗ 
milderung. Das Verbot der Einleitung oder Fortſetzung von Unterſuchun⸗ 
gen kann der Reichsvorſtand nur mit Juſtimmung des Reichstags erlaſſen. 


Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amtshandlungen verurtheilten Reichsmini⸗ 


ſters kann der Reichsvorſtand das Recht der Begnadigung und Strafmil⸗ 
derung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, von welchem die An⸗ 
klage ausgegangen iſt, darauf anträgt. Zu Gunſten von Landes⸗Miniſtern 


ſteht ihm ein ſolches Recht nicht zu. 
N 


80. Dem Reichsvorſtand liegt die Wahrung des Reichsfri⸗ 
dens ob. f 

91 $. 81. Der Reichsvorſtand hat die Verfügung über die bewaffnete 

acht 1 am 


$. 82. Ueberhaupt hat der Reichsvorſtand in allen Angelegenheiten 
des Reiches nach Maßgabe der Reichsverfaſſung die Regierungs⸗Gewal 
welche derſelbe nach $. 76 als Theilhaber an der geſetzgebenden Gewa 
unter Zuſtimmung und in Verbindung mit dem Fürſten⸗Kollegium ausübt. 
Dem Reichsvorſtande ſtehen diejenigen Rechte und Befugniſſe zu, welche 
in der Verfaſſung der Reichsgewalt beigelegt und dem Reichstage nicht 
zugewieſen ſind. (Schluß folgt.) 


Bei der am Ziſten d. Mts. fortgeſetzten Ziehung der Aten Klaſſe 99ſter 
Königl. Klaſſen⸗Lotterie fiel ein Hauptgewinn von 20,000 Thlr. auf No. 21,092 
nach Stettin bei Rolin; 2 Hauptgewinne zu 10,000 Thlr. fielen auf No. 38,188 
und 40,210, wovon auf 1 nichtabgeſetztes Loos; 1 Gewinn von 5000 Thlr. fiel 
auf No. 13,9383 2 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen auf No. 5703 und 27,0483 
34 Gewinne zu 1000 Thlr. auf No. 3144. 3730. 10,620. 14,225. 17,332. 18,180; 
20,025. 22,691. 22,693. 24,767. 28,052. 28,138. 31,518. 36,278. 38,958. 40,915. 
42,223. 43,685. 44,294. 44,576. 47,608. 49,667. 56,086. 57,755. 58,087. 59,566. 
65,391. 69,851. 77,169. 78,080. 78,429. 78,775. 79,529 und 84,261, u, a. auf 
7 nichtabgeſetzte Looſe; 34 Gewinne zu 500 Thlr. auf No. 1672. 3045. 5750. 
5765. 5973. 7704. 13,826. 14,79 2. 16,872. 20,146. 22,529. 24,326. 27,229. 
29,507. 29,666. 35,534. 36,037. 41,054, 43,451, 44,585. 44,872. 46,646. 46,741. 
54,059. 54,852. 59,009. 64,937. 65,517. 65,970. 69,415. 72,034. 78,548. 80,342 
und 80,414, u. a, nach Stettin bei Rolin und auf 8 nichtabgeſetzte Looſe; 47 
Gewinne zu 200 Thlr. auf No. 184. 434. 843. 1088. 5480. 6140. 9660. 12,675. 
45,910. 16,842. 19,663. 19,722. 21,159. 21,752. 21,814. 27,183. 35,550. 35,583. 
38,665. 39,163. 41,802. 41,955. 46,112. 46,638. 48,713. 49,967. 50,147. 52,792. 
53,361. 53,472. 54,206. 55,629. 55,748. 56,991. 60,028. 63,624. 64,797. 69,409. 
74,977. 75,052. 76,697. 78,595. 79,152. 79,755. 81,355. 81,382 und 83,670. 


Deutſchlaud. 


(B) Stettin. Nachdem nun auch im lieben diutſchen Vaterlande 
5 Jahr und Tag in Stadt und Land, in Haus und Hütte der Aufruhr 
ein Haupt erhoben hat, die rückſichtsloſe Abſchaffung und Vernichtung 
alles Beſtehenden laut gepredigt worden iſt und ſich ſogar im Süden wie 
im Oſten und Weſten „über Nacht“ eine Republik geſtaltet hat, fangen 
endlich auch verblendete Augen an wieder klar zu ſehen. Möchten ſie nicht 
bloß auf die Oberfläche eines trüben Waſſers ſchauen; unſre Freiſchaaren, 
unſre Ruge, Nauwerk, Simon, Schlöffel und das übrige ganze Gelichter 
haben uns reinen Wein eingeſchenkt, wir können auch ohne Brille bis auf 
den Grund ſehen. Es iſt oft genug überhört und mißachtet worden, ſelbſt 
von denen, deren Stellung ihnen die Pflicht auferlegte, mehr darauf zu 
achten, daß unſerm Volke allmählich anfinge der Boden unter den Füßen 
zu wanken. Dennoch hat man ruhig EN daß auch der letzte Halt 
aller veligiöfen und ſittlichen Grundlage für morſch und untauglich erklärt 
wurde. Man hat die Trennung der Kirche vom Staate ausgeſprochen. 
Immerhin, das Geiſtliche ſoll vom Weltlichen bis zu einem gewiſfen 
Punkte getrennt ſein; wie die Kirche nicht dem Staate über den Kopf 
wachſen ſoll, ſo darf auch nicht der rein weltliche Wille des Staates auf 
dem geiſtlichen Gebiete ordnen und regieren. Das Uebelſte bei jenem 
Ausſpruche iſt nur das, daß er von ſo Vielen mißverſtanden, dahin ver⸗ 
ſtanden wird, als ſei dem Stagte nun alle Religion gleichgültig, als 
brauche auch der Staatsbürger ſich um keine Religion weiter zu beküm⸗ 
mern. Dieſer Grundſatz, in ſeiner Schärfe gefaßt, iſt außer in der fran⸗ 
11 55 Revolution (1789) nun zum erſten Mal in der Welt ſo klar und 
beſtimmt, ſo ruhig⸗vernünftig aufgeftellt worden. Mit dieſem Ausſpruch 
iſt etwas geſchehen, was das ganze Heidenthum nicht dargeboten hat, kein 
heidniſcher Staat wollte oder will noch ſich um die Religion gar nicht 
kümmern. Erſt unſre Zeit hat den politiſchen Atheismus ausgebrütet. 
Wir können nicht die falſche und ungerechte Beſchuldigung einräumen, 
als habe der Staat dieſe Verirrung auch nur indirekt, durch ſo⸗ 
genannten Gewiſſenszwang verſchuldet; er war berechtigt, ſich um die 
evangeliſche Kirche zu kümmern; und hat darin nur ſeiner Pflicht genügt, 
daß er unlautere Elemente aus der Gemeinde ſich ausſcheiden laſſen, 
nicht ausſtoßen wollte, Jedem nach feinem Gewiſſen das Bleiben, hie 
den Austritt freilaſſend. Die proteſtantiſchen Jeſuiten ſteckten nicht 
in dem Staate als ſolchem, fie ſaßen anderswo. Unſre Univerſitäten, anfre 
Gymnaſien, unſre Kirchen und Schulen hatten ſie groß gezogen. Es wa⸗ 


ren die gewiſſenloſen Diener ber Religion und die Lehrer in 
hohen und niedern Schulen, welche das wahre Evangelium ver⸗ 
drehten, unter dem Namen chriſtlicher Lehre ihre unklare, unbe⸗ 
gründete menſchliche Meinung zum Beſten gaben, mit einer aller Ver⸗ 
nunft hohn ſprechenden Treuloſigkeit die einfachſten Grundlagen des chriſt⸗ 
lichen Glaubens verrückten, die Sinne des armen Volkes durch das Ge⸗ 
ſchrei von „Geiſtesfreiheit“ bethörend. In dieſer Weiſe iſt recht ge⸗ 
fliſſentlich gearbeitet, gelehrt und geſchrieben worden. An die Stelle der 
chriſtlichen Gemeinſchaft trat der Communismus, an die Stelle wahrer 
Sorge für Leib und Seele des Volkes der Socialismus, an die Stelle der 
innern göttlichen Freiheit trat die Emancipation von aller ſittlichen 
und religibſen Lebensordnung. Unter dem Namen der freien Gemein⸗ 
den, der deutſch⸗katholiſchen gewann dieſe Richtung überall Raum. Viele 
Leiter dieſer Gemeinden haben auch im Staate neuerdings gezeigt, welcher 
Art ihre freie Richtung war; ſie haben viel in Revolution und Republik 
„gemacht.“ Namen thun nichts zur Sache. Sie ſind bekannt genug. Der 
Voden der Sittlichkeit und Religioſität war unterwühlt, alle Religion war 


für „einen abſcheulichen Aberglauben“ erklärt worden, wie ſchon der ſonſt f 


ſo gerechte Tacitus in feiner Unwiſſenheit den chriſtlichen Glauben nennt. 
Wir wollen das Uebel an ſeiner Wurzel zeigen: es fehlte an der ächten 
Pietät, d. h. an einer Kindli chkeit der Geſinnung, der das Vaterhaupt 
und Mutterherz ehrwürdig, das Vaterhaus, überhaupt das Heimath⸗ 
liche in Wort und Sitte lieb, der das Göttliche göttlich, das Menſch⸗ 
liche recht und billig, das Heilige heilig iſt. Dieſe Tugend aller 
Tugenden ſollte das Haus, die Kirche, die Schule pflegen. Hier iſt der 
Punkt, wo wir nicht einzelne Namen hervorzuheben brauchen, wo wir die 
Menſchheit, ſpeeifiſch, die Ehriſtenheit anklagen: ſie hat nicht 
überall ihre Schuldigkeit gethan. Was hier geſäet wurde, wurde 
dort verderbt. Die Söhne, die Töchter wuchſen den Eltern über das 
Haupt, der Schüler ward viel klüger, als der Lehrer, was die Kirche bot, 
wollte ſich Jeder ſelbſt ebenſo gut ſagen können, — und that es doch nicht. 
Das Vaterunſer iſt ein klein Gebet, aber an dieſem Kleinen fing es an, 
in der Familie zu fehlen. Eine Entwöhnung vom Gebet, eine Entfrem- 
dung von Kirche und Bibel iſt der erſte Schritt in's Blaue, in's Verder⸗ 
ben. Was fehlte gegen das Haupt der Familie, fehlte auch gegen das 
Oberhaupt des Staates. Betrug ſich der Diener der Kirche, der Lehrer 
achtungslos, ſo mußte er nothwendig die Pietät ſeiner Beichtkinder, die 
Achtung ſeiner Schüler verlieren; und jeder Pädagoge wird einräumen, 
daß das jugendliche Gemüth etwas Göttliches in conereto haben muß, 
ſich daran zu halten, das Ehrwürdige im Staate, in der Kirche, in der 
Schule, im Hauſe; Vater und Mutter, Lehrer, Seelſorger, Obrigkeit müſ⸗ 
ſen dem Knaben, dem Jünglinge als ein ehrwürdiges Vorbild, ja als ein 
Heiligthum daſtehen. Wir haben vor Jahr und Tag nicht mitjubeln kön⸗ 
nen, als es hieß: Wir ſind ein mündiges Volk geworden, die patriarcha⸗ 
liſche, väterliche Regierung (alſo die Pietät) hat aufgehört. Wehe uns, 
wenn das der Sinn der Conſtitution wäre, daß uns das Oberhaupt nicht 
mehr daſtände als ein liebender Vater ſeinen Kindern ehrwürdig und hei⸗ 
lig! Gebe Gott, daß wir von der Mündigkeit des Volkes als eines Gan⸗ 
zen in Zukunft beſſere Beweiſe ſehen, als zum Theil das letzte Jahr uns 


brachte. 

Berlin, 31. Mai. Die Stadt- Hauptkaſſe hat einen bedeutenden 
Schaden durch verübten Diebſtahl erlitten. Der Buchhalter Felgentreu 
derſelben hat nämlich 48,775 Thaler in 3½prozentigen Stadt⸗Obligationen, 
die ſeit dem 1. Januar in öpCt. convertirt waren, aus der Kaſſe mitge⸗ 
nommen, und ſich damit von hier, wahrſcheinlich am 1ften Pfingſtfeiertage, 
entfernt. Die Nummern der Papiere ſind bekannt; ſie waren bereits ge⸗ 
ſtern an der Börſe angeſchlagen und ſind außerdem allen hieſigen Banquiers 
mitgetheilt. Falls der Entwender nicht ſchon länger zuvor Mittel und 
Wege gefunden hat, dieſe Papiere zu verwerthen (man ſagt, er habe ſie 
mittelſt eines nachgeahmten Packets, 
gelegt, ſchon ſeit einiger Zeit in ſeine Hände gebracht), ſo dürfte es ihm 
jetzt wohl unmöglich ſein, dieſelben zu realiſiren. — Man muthmaß, daß 
er am Aften Pfingſttage auf der Eiſenbahn nach Hamburg gereiſt iſt, und 
ſich nach Amerika einzuſchiffen beabſichtigt. 

— Herr Rodbertus iſt, nachdem er ſich einige Tage hier aufgehalten und 
Herrn Grabow in Prenzlau einen Beſuch abgeftattet hat, nunmehr nach ſeinem 
Gute in Pommern zurückgekehrt. 5 

— Auf dem Hofe der Kaſerne des Kaiſer⸗Alexander-Regiments iſt jetzt der 
Böller aufgeſtellt, der den Dresdener Inſurgenten abgenommen und vom Könige 
von 1 dieſem Regimente zur Erinnerung an die Expedition geſchenkt wor⸗ 
den iſt. f 

— Die Grundzüge, auf deren Baſis die Friedens⸗Unterhandlungen zwiſchen 
Preußen und Dänemark von Neuem aufgenommen ſind, beſtehen, wie uns mit⸗ 


getheilt wird, in Folgendem: Jütland wird von den Reichstruppen geräumt, da⸗ 
Schiffe zurückzugeben und die Blockade auf⸗ 


für hat Dänemark die genommenen 
zuheben. Der Waffenſtillſtand ſoll bis zum Aften Januar 1850 ausgedehnt und 
während dieſes Zeitraums, eventuell bis zur Herbeiführung des Friedens, der 
Status quo der Herzogthümer belaſſen werden. (A. Z.⸗C. 

— Man erfährt, daß der bekanntlich bei dem Zeughausſturm betheiligte und 
ſpäter von Magdeburg entwichene Premier = Lieutenant Techow in der Rheinpfalz 
zum Vorſitzenden der am 20. Mai eingeſetzten revolutionairen Militair-Commiſ⸗ 
ſion ernannt worden iſt. N 


Berlin. Auf telegravhiſchem Wege ift Folgendes hier eingegangen: 
Frankfurt, 30. Mai. In der geſtrigen Sitzung hat das 
Rumpfparlament den Beſchluß gefaßt, ſich auf acht Tage 
zu vertagen, demnächſt aber in der künftigen Woche unter 
dem Präſido des Herrn Löwe aus Kalbe in Stuttgart wie⸗ 
der zuſammenzutreten. 155 ä 

Hiernach iſt alſo der Antrag des Dreißiger ⸗Ausſchuſſes durchgegangen 
und in Folge deſſen anch der Präſident Reh ausgeſchieden, mit welchem 
abermals eine Reihe von Mitgliedern das Rumpfparlament 10 3055 

5 (Conſt. Z. 

Elbing, 27. Mai. Die reichen Mennoniten in der Drauſenniederung haben 
dem Miniſterium bedeutende Geldgeſchenke zur Verwendung für den Staat ange⸗ 
boten und erklären ſich in ihrem jo lobenswerthen Patriotismus auch bereit, ihr 
Privilegium: die Befreiung vom Militairdienſte in dieſer dem Vaterlande ſo dro⸗ 
henden Zeit, gerne aufzugeben, da das Vaterland jetzt der treuen Kämpfer be⸗ 
dürfe und ſie wahre und treue Anhänger deſſelben ſind. Ja, auf den in unſerer 
11 noch überall herrſchenden Vaterlandsſinn kann unſer A a Ki 


Frankfurt a. M., 29 Mai. (229. Sitzung der deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung.) Herr Ludwig Simon von Trier beantragt im Namen des Dreißiger⸗ 
ausſchuſſes eine Vertagung der Sitzung bis 5 Uhr Nachmittags, um dann den 


das er an ihrer Stelle in die Kaſſe 


Bericht über die Verlegung, der Verſammlung nach Stuttga 
rathung zu nehmen. Der Präſident iſt der Meinung, 
Wahlen zur Ergänzung 
Vizepräſidenten berufen 
gen zweiten Vizepräsidenten Herrn Eiſenſtuck. 
für den neuen Beweis von Vertrauen 
er wolle ſeinen alten Poſten behaupten, 


führt werden möchten. Die wiederholte Wahl fällt hierauf mit 98 


tt in Be⸗ 


„ daß jedenfalls vorher die 
des Büreaus zu erledigen feien. An die Stelle des erſten 
hierauf von 118 abgegebenen Stimmen 93 den zeitheri⸗ 
Indem dieſer der Verſammlung 

dankt, ſpricht er ſeinen Verzicht aus. Denn 
damit dem Bureau friſche Kräfte zuge⸗ 


unter 110 


Stimmen auf Herrn Löwe von Kalbe als erſten Vizepräſidenten. Sein Dank, in 


welchem er es ausſpricht, 


daß er nie vergeſſen werde, „wie nur in dieſer Ver⸗ 


ſammlung die Souverainetät des deutſchen Volkes enthalten ſei“, wird mit leb⸗ 


haften Beifallsbezeigungen aufgenommen. 
Frankfurt, 29. Mai. 


den beſchoſſen wurde, 


„Im Laufe des heutigen Morgens ſoll die 
Stadt Worms, nachdem dieſelbe von heute früh 4 Uhr an mehrere Stun⸗ 
von heſſiſchen und mecklenburger Truppen genommen 


und beſetzt worden ſein. Worms ſelbſt war verbarrikadirt. (Fr. J.) 


Italien. 


Nom, 18. Mai. 
Die Feindſeligkeiten zwiſchen der römiſchen Republik und 
eingeſtellt. 
Die Triumviren.“ 


— Borgeſtern um 7 Uhr Abends iſt eine Diviſion von 12,000 Man 


Geſtern iſt folgendes Dekret veröffentlicht worden: 
\ Frankreich fi 
Gegeben in der Reſidenz des Triumvirats am 17. Mai 184, 


Ih} 


abmarſchirt, um die neapolitaniſche Armee zu Albano anzugreifen. 


— Ein Correſpodenz der Indep. 


macht darauf aufmerkſam, daß die 


Franzoſen fih in einer äußerſt unangenehmen Lage befanden, da es gewiß 


ſei, daß zwiſchen Frankreich, Oeſterreich, 
geſchloſſen ſei, der wörtlich laute: 


tröne constitutionel. 


— Der raubähnliche Verkauf römiſcher Kunſtwerke ſoll, n 
engliſchen Blatte, 


Neapel und Spanien ein Traktat 
Union pour retablir le Pape sur son 


ach einem 


in ſolchem Grade fortgehen, daß eine Geſellſchaft deut⸗ 


ſcher ſpekulirender Juden kürzlich 2500 Stück zu einem Preiſe von 3 Mil⸗ 


lionen Franken kaufte. 


Turin, 22, Mai. Der 5 Victor Emanuel iſt bedenklich erkrankt. 
[3 


Während feiner Krankheit wird 
Herzog von Genua, 
— Der General Ramorino iſt heute 
ganzen Garniſon erſchoſſen worden. f 
Turin, 24. Mai. 


von einem zwiſchen 
Florenz, 21. Mai. 
Piacenza, 18. Mai. 
von Bourbon hier ſeinen feierlichen Einzug. 


Getreide⸗ Berichte. 
Berlin, 31 Mai. 


ſein Bruder Ferdinand Maria Albert, 
alle Königlichen Dekrete unterzeichnen. (Franzöſ. Bl) 
früh 6 Uhr in Gegenwart der 


a Die Krankheit des Königs hat ſich verſchlimmert. 
Die amtliche Gazetta Piemonte widerſpricht ausdrücklich dem Gerüchte 
Sardinien und Oeſterreich abzuſchließenden Bündniß. 
Die Oeſterreicher ſind heute hier eingezogen. 
Geſtern Abend hielt der Here Karl 

(D. A. 


III. 
A. 3) 


Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach Qualitat 


55 — 60 Thlr. 
Roggen, in loco 25—26 Thlr., ſchwimmend 25—20 Thlr., p 
Juli 25 / Thlr. Br., 25 a 25%, G., pro Juli —Auguſt 26 ¼ Thlr. 
dez. u. G., pro Septbr —Oktbr. 27%, Thlr. B 
Gerſte, große, in loco 21—23 Thlr., kleine 20—22 Thlr. 
Hafer, in loco nach Qualität 14%—17 Thlr. 
Erbſen, Kochwaare 20— 28 Thlr., Futterwaare 25—27 Thlr. 
Nüböl, in loco 13½ a 13 Thlr. verk., pro Juni 
12¾ G., pro Juni — Juli 13 Thlr. Br. 12% G., pro 
Br., 12% G., pro Auguſ.—Septbr 12¼ Thlr. Br., 12%, G., pro 
Okibr. 12%, Thlr. Br., 12% bez., 127, a 
Thlr. Br., 12½ verk. 
Leinol, in 7 
Spiritus, in loco ohne Jaß 15% a 45 2 
15% Thlr. Br., 15% bez, u. ©, pro 
pro Auguſt—Septbr. 16%, Thlr. Br., 16% 


hlr. G., pro 


bez. u. G. 


Berliner Börse vom 31. Mai. 


Barometer: und Thermometerſtand 
bei C. F. Schultz & Comp. 


; Morgens Mittags Abends 
ar S | ur. 2 Uhr. 0 Uhr. 
Barometer in Pariſer Linien 31 338,66““ 338,58“ 338,57“ 
auf 0° reduzirt. 5 5 1305 
Thermometer nach Reaumur. 5 25171 a | 1 
Beilage. 


ro Juni 
Ber., 20 


Br., 27 4 ½ bez. u. G 


13 Thlr. verk. u. By, 
Juli Auguſt 13 Thlt. 


Septbr.— 


% G., pro Oktbr. —Nobbr. 12% 
5 loco 9%, Thlr. Br, 9% G., auf Lieferung 9¼ Thlr. Br. 


Juni Juli 
Juli—Augnſt 16%, Thlr. bez. u. Gr 
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Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 
Freitag, den 1. Juni 1849. 1 i 5 
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Deutſchland. 


{ { Oeffentlichkeit gelangenden Akten⸗ 
Werke ee 99 fen d 15 1 Den und die it ihm ver⸗ 
ſtücke legen vor Aller Augen offen dar, belrachen ele de 
bundenen deutſchen Regierungen die große Aufgabe betrach Sr re 
Zeit ihnen geſtellt hat, und auf welchen Wegen fie deren Löſung zi 
reichen, grebe. in ei sdehnung und Offen⸗ 
ähere und fernere Gefahren drohen in einer Ausdehnung n. 
A 5 1 Darlegung überflüſſig erſcheinen läßt. Der bis⸗ 
herige und rechtlich fortbeſtehende deutſche Staatenbund iſt nicht fähig, ſeine 
Glieder gegen den inneren und äußeren Feind zu ſchützen, der neu zu er⸗ 
richtende Bundesſtaat iſt noch nicht ins Leben getreten. Den Uebergang 
zwiſchen beiden in rechtlichem und geordnetem Wege zu vermitteln, war 
die Aufgabe der National⸗Verſammluüng, fie iſt aus dieſer Bahn gewichen 
und hat es hierdurch den Regierungen der größeren deutſchen Staaten un⸗ 
möglich gemacht, ihren ferneren Handlungen irgend eine Gültigkeit beizu⸗ 
meffen. Da die Regierung des Erzherzogs Reichs⸗Verweſers 17 dem 
Inhalte des Beſchluſſes vom 28. Juni 1848 nur durch die der National⸗ 
Verſammlung verantwortlichen Miniſter ausgeübt wird, ſo hat auch deren 
Thätigkeit eben ſo ihren rechtlichen Boden verloren, als ſie jetzt faktiſch 
außer Stande iſt, einem Berufe zu genügen, in deſſen Ausübung ſie ſich 
ſo hohe und mannigfache Verdienſte um das Vaterland erworben hat. 
Unter dieſen gefahrvollen und drängenden Umſtänden haben ſich die 
Regierungen, welche zunächſt auf eine gemeinſame Handlungsweiſe hinge⸗ 
wieſen ſind, nicht der Pflicht entziehen können, ſich darüber zu verſtändi⸗ 
gen, in welcher Art und mit welchen Mitteln ſie ihren Angehörigen den 
gemeinſamen Schutz zu leiſten beabſichtigen, den dieſe von ihnen zu fordern 
berechtigt find. Die Leitung der hierzu erforderlichen Maßregeln haben ſie 
Preußen in dem Umfange übertragen, der durch die Nothwendigkeit ein⸗ 
heitlichen Handelns bezeichnet und abgegränzt wird. Da ihre Aufgabe aber 
nicht blos darin beſtehen kann, den äußeren und den inneren Feind abzu⸗ 
wehren, ſondern auch dahin zu trachten, daß die Quellen geſchloſſen wer⸗ 
den, aus welchen wenigſtens thellweiſe die verheerenden Strömungen flie⸗ 
en, ſo ſind die verbundenen Regierungen zugleich übereingekommen, ein 
proviſoriſches Schiedsgericht einzulegen, deſſen Entſcheidung fie die Strei⸗ 
tigfeiten zwiſchen dieſen Regierungen ſelbſt, ſowie die Streitigkeiten zwiſchen 
den Regierungen und ihren Ständen und Angehörigen unterwerfen. Jede 
Beſchwerde ſoll hier ihre gerechte, ſtreng unparteüſche Erledigung finden. 
Es erſcheint kaum nothwendig, dieſes vorübergehende Bündniß gegen 
mögliche Mißdeutungen zu verwahren. Allerdings kann es nur der Wunſch 
und die Hoffnung der verbundenen Regierungen ſein, daß alle Glieder 
des deutſchen Bundes, welche ein gleiches Bedürfniß zu engerem Zuſam⸗ 
menſchließen empfinden, in die dargebotene Gemeinſchaft eintreten. Aber 
dieſes aus den Forderungen der Gegenwart hervorgegangene und von de⸗ 
ren Dauer abhängige Bündniß iſt nicht der deutſche Bund von 1815. Auf 
die Befugniſſe geſtützt, welche der Alte Artikel der Bundes⸗Akte allen Bun⸗ 
desgliedern vorbehält, berührt es nirgends den völkerrechtlichen Verein der 
Staaten, bie zum deutſchen Bunde gehören, ſondern erkennt vielmehr den 
rechtlichen Fortbeſtand deſſelben mit allen hieraus erwachſenden Rechten 
und Pflichten unverändert an. Eben ſo wenig fällt daher die an Preußen 
übertragene Leitung der gemeinſamen Intereſſen jenes Bündniſſes mit der 
durch den Bundegbeſchluß vom 12, Juli 1848 anerkannten prooiſoriſchen 
Centralgewalt zuſammen; über die en dieſer Inſtitution würde, 
wenn der Erzherzog Reichsverweſer fi) veranlaßt finden ſollte, ſein Man⸗ 
dat niederzulegen, immer wieder nur durch die Geſammtheit der Glieder 
des deutſchen Bundes beſtimmt werden können. ee 
Die Regierungen, welche zu dem vorerwähnten Bündniſſe zuſammen⸗ 
getreten ſind, haben allerdings auch über den vorübergehenden Zweck deſ⸗ 
ſelben hinaus ihre Augen richten müſſen. Sie ſind dabei von der Ueber⸗ 
zeugung ausgegangen, daß die politiſchen Krämpfe, welche Deutſchland ge⸗ 
genwärtig ſo ſchwer empfindet, nicht eher als wahrhaft beendet betrachtet 
werden können, ehe nicht die Umgeſtaltung des bisherigen Bundes auf 
rechtlichem Wege vollbracht iſt, ehe nicht das Verfaſſungswerk vollendet 
daſteht. Hierin lag das Richtige des Gedankens, welcher die Mehrheit 
der National - Verſammlung während geraumer Zeit geleitet hat. Um ſo 
mehr muß tief beklagt werden, daß, durch bekannte Umſtände veranlaßt, 
das Werk derſelben, ſowohl ſeinem Inhalte, als ſeinem Abſchluſſe nach, 
unannehmbar blieb. Hinſichtlich des Inhaltes iſt dieſes in den mehrfachen 
Erklärungen, welche die deutſchen Regierungen an die Verſammlung ge⸗ 
langen ließen, deutlich nachgewieſen. Sie blieben, ihrem weſentlichſten 
Theile nach, gänzlich unbeachtet; man beſchloß eine Verfaſſung, welche die 
rechtliche Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten zu Gunſten einer Centralge⸗ 
walt zerſtört, während gleichzeitig dieſer Centralgewalt die Mittel vorent⸗ 
halten blieben, um die geſezliche Sicherheit und vie politiſche Ordnung, 
1 kein Staatsweſen entbehren kann, in dem neuen Reiche aufrecht zu 
erhalten. 8 
‚Für die Verwirklichung dieſes Verfaſſungswerkes legte ſich nun die 
Rational⸗Verſammlung eine ausſchließliche Befugniß bei; ohne Mitwirkung 
oder Zuſtimmung der Regierungen verkündete fie es als endgültig. Sie 
mißkannte hierbei gänzlich ihre Stellung und ſetzte ſich eigenmächtig außer⸗ 
halb ihres Mandats, das nie ein anderes geweſen iſt, als die Verfaſſung 
zwiſchen den Regierungen und dem Volke zu Stande zu bringen. Ein fo 
maßloſes Ausſchreiten aus den ihr rechtlich zukommenden Befugniſſen konnte 
von den Regierungen der einzelnen Staaten nicht geſtattet werden, wenn 


5 N gegen die eigenen Angehörigen obliegenden Pflichten erfüllen 


1 We 12 80 in der 
o erwu ieraus eben den Regi { 
nicht annahmen, die beſondere Hilden duch resten da 


5 Verpflichtung, ihrerſeits nach Kräften dahin 
zu wirken daß Deutſchland feine erſehnte le BER 5 
nen ob, die Initiative hierzu zu ergreifen und ihrerſeits einen Entwurf 
9 Ä 0 We 1 en deutſchen Regierungen vorgelegt 
f \ aßgabe ihrer Erklärungen \ i ) 
an eine aus diefen Landen einzub ene ee, 


aus ıberufende Verſammlung gelange. 
Bei dem Entwurfe der Reichsverfafſung, Reihe her 5 Regierun⸗ 


gen und der Nation zu freier Zuſtimmung dargeboten wird, iſt die Arbeit 


konnte 


Verfaſſungs⸗ Arbeit ohne Frucht ablief, ü 


Es lag ih⸗ 


der Nationalverſammlung zu Grunde gelegt; nicht blos ihre nothwendigen 
und nützlichen Beſtimmungen ſind beibehalten, ſondern auch alle diejenigen, 
welche, den oberſten Forderungen des Rechts und der Ordnung nicht wi⸗ 
derſprechend, keinen eigentlichen Nachtheil für die gemeine Wohlfahrt be⸗ 
fürchten laſſen. a0 8. 

Eine ausführliche Denkſchrift wird den Inhalt der paid e 
Verfaſſung näher erläutern. Da dieſelbe jedoch erſt in einigen Tagen nach⸗ 
folgen kann, ſo mögen einige Andeutungen über die Grundſätze, welche bei 
jener Arbeit geleitet haben, hier ihre Stelle finden. 5 

Der Grundgedanke, der ſich durch dieſen Verfaſſungs⸗ Entwurf hin⸗ 
durchzieht, iſt der, daß Deutſchland dem Auslande gegenüber, durchaus als 
eins und ungetheilt erſcheine, nach Innen aber ſeinen Gliedern eine volle 
Sicherung ihrer ſtaatlichen Exiſtenz neben der heilſamen Entwickelung ge⸗ 
meinſamer Inſtitutionen gewähre. 

In Frankreich, in England, überall außerhalb der deutſchen Grenzen 
ſoll man nur Deutſche kennen und mit Deutſchen verhandeln, nur Deutſche 
finden, wenn der Ruf des Vaterlandes zu den Waffen ergeht. Innerhalb 
dieſer Grenzen aber ſoll der Sachſe, der Baier, der Preuße, ſoll jedes 
deutſche La > in feiner ſelbſtſtändigen Entwickelung nirgends gefährdet, ſol⸗ 
len den Regierungen der Einzelſtaaten die Rechte und die Pflichten nicht 
verkümmert werden, die ihnen zukommen. 

Für den Umfang der Centralgewalt erwächſt hieraus, daß derſelben 
keine Befugniß beigelegt werden darf, die, aus irgend einem Schulbegriff 
gefloſſen, von den Einzel⸗Regierungen mit gleichem Erfolge ausgeübt wer⸗ 
den könnte. Nur dasjenige, was der Einzelſtaat als ſolcher nicht vermag, 
oder wobei mehrere Einzelſtaaten betheiligt find, ohne zur Einigung zu 
gelangen, nur dieſer Kreis von Handlungen fällt der Centralgewalt an⸗ 
heim. Sie übt die Ober- Aufſicht aus über die Geſammt⸗Intereſſen des 
Bundesſtaats, ſie zeichnet die Wege vor, auf welchem Gemeinſames ent⸗ 
ſtehen ſoll, aber ſie überläßt auch hier die eigentliche Ausführung den 
Staaten ſelbſt. 

Bei der Bildung und Zuſammenſetzung dieſer Centralgewalt ſind nun 
ferner zwei Extreme zu vermeiden geweſen. Das eine derſelben ſtellte ſich 
in dem von der National-Verſammlung ausgegangenen Entwurfe dar: die 
Summe der Centralgewalt war in einem erblichen Kaiſer vereinigt, neben 
welchem den übrigen Regierungen nur die Berechtigung blieb, einen Theil 
der Mitglieder zum Staatenhauſe zu ernennen. Wenn man aber auch zu⸗ 
geben wollte, daß ein ſolcher Vorſchlag für die durchgreifende Einheit der 
1 günſtig, und durch die Erinnerungen an die alte Größe des 
Reiches Vielen werth ſei, ſo konnte er doch keine Annahme finden. Nicht 
blos die formale Einheit, ſondern auch eine tiefer begründete Einigung zu 
erzielen, iſt die Aufgabe der Verfaſſung, und eine ſolche kann nicht erwar⸗ 
tet werden, wo den einzelnen Regierungen Opfer angeſonnen werden, 
welche weder die Nothwendigkeit fordert, noch der Geiſt der deutſchen 
Stämme billigt. 

Eben ſo wenig aber hat Preußen es vermocht, ſich der Einſicht zu 
verſchließen, daß da, wo die Nation dem Auslande gegenüber hervortritt, 
wo ſie im Inlande auf übereinſtimmende Handlung hingewieſen iſt, die 
Centralgewalt einheitlich auftreten müſſe. In dem mehr oder weniger be⸗ 
wußten Zuge nach einer ſolchen die Geſammtheit darſtellenden Einheit 
mußte man eine der mächtigſten Urſachen des weitverbreiteten Beifalls, ja 
der Begeiſterung erkennen, welche der von e du ausgegangene Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurf in den verſchiedenſten Theilen Deutſchlands gefunden hat. 
Daß die Form eines aus mehr oder minder gleichartigen und gleichbe⸗ 
rechtigten Stimmen zuſammengeſetzten Direktoriums, in welchem die Reichs⸗ 
e aufginge, dieſem tiefen Bedürfniſſe nicht entſpreche, hierüber 
reußen nicht im Zweifel ſein. a i 

Es kam daher Alles darauf an, für die Central⸗Regierung eine ſolche 
Grundlage zu finden, auf relcher der einen und der anderen dieſer An⸗ 
forderungen möglichſt Genüge geleiſtet würde. Hieraus iſt der leitende 
Gedanke hervorgegangen, daß die geſetzgebende Gewalt, infoweit hierbei 
die Central⸗Regierung als verfaſſungsmäßiger Faktor erſcheint, der in 
einem Kollegium vereinigten Geſammkheit der Regierungen verbleibe, daß 
dagegen die eigentliche Exekutivgewalt einheitlich dargeſtellt und dem mäch⸗ 
tigſten Gliede in dieſem Bundesſtaate übertragen werde. Bei der noth⸗ 
wendigen Beziehung der Ausführung zu den erforderlichen Mitteln wird 
hierdurch zugleich der Geſammtheit der deutſchen Regierungen ein natur⸗ 
2 0 Einfluß auch auf diejenigen Handlungen geſichert, welche dem 
Bereiche der Exekutivgewalt zugewieſen ſind. 

Neben dieſer Reichsregierung mit ihrem Vorſtand an der Spitze tritt 
nun in dem vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurfe die National⸗Vertretung 
als gleichberechtigter Faktor der Geſetzgebung, Seine Zuſammenſetzung 
ſowohl als ſeine Befugniſſe ſind im Weſentiichen dieſelben geblieben, 
welche der Entwurf der National⸗Verſammlung, wie er vor den Trausgc⸗ 
tionen der Parteien aus der erſten Leſung hervorging, bezeichnet hat. Nach 
dem ernſtlichen Willen der Regierungen, die ihren Entwurf jetzt vorlegen, 
fol keine der Beſtimmungen vermißt werden, in welchen die Bürgschaften 
für die Freiheit und die Ordnung zu ſuchen ſind. Eben deshalb hat das 
in Frankfurt entworfene Wahlgeſetz, unter Beibehaltung ſeines oberſten 
Grundſatzes, Aenderungen erfahren müſſen; die Regierungen würden ihre 
Pflicht gegen die Nation nicht erfüllen, wenn fie Einrichtungen guthießen, 
über deren verderbliche Folgen Niemand im Zweifel fein kann, der ſich von 
den Leidenſchaften und Abſichten der Umwälzungspartei frei gehalten hat 


und die Bedingungen eines gedeihlichen politiſchen Lebens unbefangen zu 
beurtheilen vermag. 


In dieſer Geſtalt nun legen die verbundenen Regierungen das Re⸗ 
ſultat ihrer Berathungen zunächſt den anderen deutſchen Regierungen vor. 
Ihr Entwurf iſt als der Vorſchlag anzuſehen, welchen ſie übereingekommen 
ſind, einer in Staatenhaus und Volkshaus gegliederten, auf Grund des 
beigefügten Wahlgeſetzes einzuberufenden Verſammlung aus allen den 
Staaten vorzulegen, welche ſich zu dieſem Zwecke mit ihnen vereinigen. 
Der Bundesſtaat ſelbſt, wie er aus der Annahme des Entwurfes von 
Seiten jener Verſammlung hervorginge, würde daher ſtets nur diejenigen 


deutſchen Stagten umfaſſen, die ſich ihm nach eigenem, freiem Ermeſſen 
angeſchloſſen haben. Allerdings iſt es der Wunſch und die Hoffnung der 
jetzt verbundenen Regierungen, daß ihre aus der reifſten Prüfung der un⸗ 
abweislichen Bebürfniffe der Gegenwart hervorgegangene Propoſitſon allge 
meine Zuſtimmung finde, daß demnach ſämmtliche Glieder des bisherigen 
deutſchen Bundes ſich ihnen anſchließen mögen. Sie fühlen vollkommen, 
in welchem Maße ein wahrhaft heilbringender Ausgang der ſchweren Kriſis, 
die über Deutſchland liegt, eben davon abhängig iſt. Aber ſie müſſen den⸗ 
noch auch den ſchmerzlichen Fall ins Auge faſſen, daß einzelne Staaten des 
Bundes von 1815 ſich nicht bewogen fänden, dieſen Weg mit ihnen zu be⸗ 
treten. Dieſem Falle gegenüber bedarf es nur der erneuerten und aus⸗ 
drücklichen Hinweiſung darauf, daß der Bundesſtaat, deſſen Gründung ſie 
beabſichtigen, den rechtlichen Fortbeſtand der Verträge von 1815 nirgends 
antaſtet, ſondern vielmehr, auch bei definitiver Feſtſtellung, in bundesrecht⸗ 
licher Hinſi cht nur ein auf Grund des 11ten Artikels errichtetes dauerndes 
Bündniß iſt. Allen Pflichten, welche den einzelnen Bundesgliedern nach 
der Bundes⸗Akte obliegen, würden auch die in dem engeren Bundesſtaat 
vereinigten Staaten vollſtändig genügen, und eben ſo die entſprechenden 
Rechte für ſich in Anſpruch nehmen. Sollte es erforderlich werdeu, die 
durch die Auflöſung des Bundestages verurſachte Lücke in der formellen 
Behandlung der Bundesgeſchäfte durch neue Uebereinkünfte zu erſetzen, ſo 
werden ſich die in dem engeren Bundesſtaate vereinigten Glieder hierzu 
ſtets bereit finden laſſen. 

i Es iſt nicht zu verkennen, daß an dieſe allgemeinere Betrachtung, die 
ſich auf ſämmtliche Glieder des bisherigen deutſchen Bundes bezieht, noch 
eine hiervon geſonderte über das Verhältniß ſich knüpft, in ®oeiches jene 
Vorlagen zu der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung, dem erſten Gliede 
des bisherigen deutſchen Bundes, treten. Niemand kann lebhafter fühlen, 
welche hohe Bedeutung in der Stellung Oeſterreichs zu dem übrigen Deutſch⸗ 
land liegt, als die preußiſche Regierung. Jeder Aufbau einer neuen Ver⸗ 
faſſung, deſſen Verhältniß zu dem mächtigen Kaiſerſtaate, zu der Gemein⸗ 
ſchaft, welche die rühmwürdigſten und glänzendſten Zeiten der Mutſchen 
Geſchichte in ſich ſchließt, nicht völlig klar und befriedigend herbortritt, 
würde von vornherein an einem tiefen Gebrechen leiden. Mit Recht würde 
man hierin eine Linßeit erblicken, die auf Koſten der Macht und Welt⸗ 
ſtellung Deutſchlands erzielt ſei. Daher iſt es bisher die angelegentlich ſte 
Bemühung Preußens geweſen, und wird es ſtets bleiben, eine volle Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Kaiſerlichen Regierung auch hierin zu gewinnen. 

Die der öſterreichiſchen Monarchie verliehene Verfaſſung vom 4. 
März 1849 ſchließt alle Theile derſelben zu einem gleichmäßigen Geſammt⸗ 
ſtaate zuſammen. Aus mehr oder minder ſelbſtſtändigen, durch das Regenten⸗ 
haus vereinigten Staaten, ſind dieſe Lande jetzt Provinzen eines polltiſchen 
Körpers geworden, welcher von einer centralen Regierung ſeine Leitung 
und von einem Geſammt⸗ Parlamente ſeine Geſetze empfängt. Die bisher 
zum deutſchen Bunde gehörigen Lande befinden ſich dabei ganz in gleicher 
Lage wie die andern Theile der Monarchie. Die gegebenen Erklärungen 
der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung haben ſich daher auch ſeitdem 
auf den geſammten Kaiſerſtaat beziehen müſſen und es iſt die nächſte Auf⸗ 
e , . . geweſen, ernſtlich danach zu trachten, eine Gemeinſchaft zwiſchen dieſer 


Officielle Bekanntmachungen. 


Bekanntmaſch u 
Das unterzeichnete Bank⸗Comtoir 75 0 hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß, daß die Bank auch in dieſem 
Jahre auf Verlangen Darlehne auf Wolle gewähren 
wird. Stettin, den Aften Juni 1849. 
Königliches Bank-Comtoir. 
Peterſen. 


Publıeandum. 

Die gegenwärtigen Eigenthümer der früher dem 
Mühlenmeiſter Rabbow gehörigen Dampfmühle auf 
Pommerensdorfer Anlage No. J4 4. beabſichtigen die 
Aufſtellung eines Reſerve-Dampfkeſſels in derſelben. 

Etwanige Einwendungen gegen dieſe neue Anlage 
‚find binnen 4 Wochen präkluſiviſcher Friſt bei der uns 
terzeichneten Behörde anzumelden und zu beſcheingen. 

Stettin, den 29ſten Mai 1849, 

Königliche Polizei - Direktion. 


Auktionen. 


Holzverkauf. 

In dem auf den ten k. M., Vormittags 11½ Uhr, 
im Plenar⸗Seſſions⸗Zimmer der Königl. Regierung zu 
Stettin zum Verkauf der Buchen⸗Kloben⸗ und Knüppel⸗ 
holz⸗Vorräthe aus den Revieren Mühlenbeck und Klütz 
anberaumten Termine kommen in dem erſteren Revier 
nicht 1900 Klafter buchen Klobene ſondern nur circa 
1400 Klafter zum Ausgebot. 

Mühlenbeck, den 28fſten Mai 1819, 

Der Königl. Oberförſter Wollenburg. 


No. 297 bei Wangerin. 


Bekanntmachung. 

Zum Verkauf von Kloben- und Knüppel⸗ Brennholz 
in verſchiedenen Holzarten gus dem Königl. Forſtrevier 
Mützelburg au Holzhändler und ſonſtige Holzkonſu⸗ 
menten ſteht ein Termin auf 

Montag, den 2ten Juli 1849, 
Vormittags 10 Uhr, 
im Forſthauſe zu Gr. Mützelburg an, wobei bemerkt 
wird, daß Meiſtbietender verpflichtet tft, „/ feines Ge⸗ 
bots als Caution bei der Königl. Forſt⸗Kaſſe zu depo⸗ 
niren, oder, wenn es ihm genehm, er auch das ganze 
Kaufgeld ſogleich bezahlen kann. 
Die übrigen Bedingungen werden im Termine be⸗ 
kannt gemacht werden. 
’ Ban den 30ſten Mai 1849. 
Der Königl. Forſtmeiſter v. Gayl. 


zu haben. 


Beginn der Dunkelheit. 


= 


Theil werden zu laſſen. 


Auf Verfügung des Gerichts ſollen am Aten Juni c., 
Vormittags 9 Uhr, große Oderſtraße No. 62, Glas, 
Porzellain, eine gute Scheibenbüchſe, moderne maha- 
goni und birfene Möbel, wobei Sopha, Spiegel in 
Broncerahmen, Secretaire, Spinde, Komoden, Waſch⸗ 
toiletten, Tiſche, Stühle, u und Küchengeräth, 


werde. 
verſteigert werden. Reisler. : 


‚ Gefammt- Monarchie, und den übrigen deutſchen S 


Ver miet hungen. 


In meinem Hauſe, große Laſtadie No. 83 b. 
mehrere Läden zu vermiethen. 


—— . jꝛ 


Dienſt⸗ und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 


Ein junges Mädchen von außerhalb wünſcht einen 5 
Ammendienſt. Das Nähere zu erfragen Roſengarten 


Anzeigen vermiſchten Inhalts. 
Elysium bei Stettin. 


Sonnabend, den 2. Juni: 
Grosses Brillant - Feuerwerk, 
von dem Kunſt⸗Feuerwerker Herrn Trott 
aus Schwedt a/ O. 

Vorher: 
Theater-Worstellung. 


Wie denken Sie daruͤber? 
Luſtſpiel in 1 Akt von R. Hahn. 
Hierauf: „Prediger Budy, um 2½ U. 912 
Die Wiener in Berlin. 
Liederſpiel in 1 Akt von Holtei. 

Die Concert⸗, ſowie auch die zum Singſpiel nöthige 
Muſik wird von dem Muſik⸗Corps des höchlöbl. 10ten 
Infanterie⸗Regiments ausgeführt. = 

Zu dieſer Vorſtellung find die Dutzend⸗Billets eben⸗ 5 
falls gültig, und ſind dieſelben an den bekannten Orten 17855 a ‚nen 


Anfang der Vorſtellung 7 Uhr, des Feuerwerks beim 


Geschäfts - Anzeige. 


Einem geehrten Publikum mache ich die ergebene 
Anzeige, daß ich mein Detail-⸗Geſchäft dem Herrn G. 
Leonhardt überlaffen habe, welcher es für ſeine allei⸗ 
905 Rechnung fortſetzen wird. 

Gleichzeitig für das mir geſchenkte Vertrauen dan⸗ 
kend, bitte ich, es auch meinem Herrn Nachfolger zu 
Stettin, im Mai 1849. 

Aug. moffschild. 


Auf obige Anzeige höflichſt Bezug nehmend, bitte 
ich, das meinem Herrn Vorgänger geſchenkte Vertrauen 
auch auf mich gütigſt zu übertragen, welches ich ſtets 
durch reelle Bedienung zu rechtfertigen bemüht ſein 
Stettin, im Mai 1849. den 2 


in welcher beide Theile ihre Bedürfniſſe befriedigt und ihr W e e 


zu ſehen im Stande wären. Die hierüber eingeleiteten 

haben noch zu keinem Reſultate ion 5 ice lunge 
theuren und altbewährten Bandes und dem aufrichtigſten, innigſten Wi 
Preußens, dauernd zu befeſtigen, was den gegebenen Be edingungen len 
ſeitig entſpricht, darf die begründete Hoffnung ausgeſprochen werben, 110 
das Allen gemeinſame Ziel auch erreicht werde. Keinenfalls aber 15 
unter keinen Umſtänden kann es in Jemandes Gedanken kommen, die Reh 
anzutaſten, welche den zu dem deutſchen Bunde gehörigen bſterreſciſe te 
Lande aus dem unverändert fortbeſtehenden Bundes ⸗ Vertrage zukomn ia 
Sie werden ſtets eben fo heilig zu halten fein, als das übrige Gene 
land berechtigt iſt, zu erwarten, daß dieſe Theile des jetzigen öfereigi 
Geſammtſtaates die Stellung zu dem bisherigen deutſchen Bund gen 


nehmen, die der Bund bei allen feinen Gliedern als G Grundbehh ai 
vorausſetzt. Welche Grundlagen auch hierfür geſucht und gefunden adden 


mögen, immer wird es Preußen als unwandelbare Pflicht 
Allem bereitwillig die Hand zu bieten, 
allen Theilen zu begründen geeignet iſt. 


Spanien. 


Madrid, 19. Mai. Man betrachtet den karliſtiſchen Au 

Catalonien als beendigt. Am löten flüchteten ſich ee Ae 

10 lebe Fo 1 5 über die franzöſiſche Gränze. In dm 

eelona wurden große Feierlichkeiten zum Empfange des „t 

ee 1 er 9 i i 17 une 
— In Sevilla, Cadix und Malaga wollen die Behörden eine 

verzweigte karliſtiſche Verſchwörung entdeckt haben. Viele Perſonen En 


verhaftet. 
Die ſpaniſche Expedition nach Italien 


erkennen, zu 
was eine volle Einigung zuiſchen 


Ahe A.) 


Madrid, 22. Mai. 
iſt am 21ſten unter Segel gegangen. 


en een 100 
en beſten ermometer, zu ſehen, wie es mit den demokrat 

reien geht, giebt das Schickſal der Zeitungen ab, die in dieſer Nice Si 
Es iſt wahr, es find hie und da einige von der Regierung oder dem gal 
Commando aufgehoben worden. Der geſunde, zu ruhigerer Beſonnenheit zur 
gekehrte Sinn des Volkes thut aber bei Weitem mehr. Der verſtändige Bürge 
und Gewerbsmann, der an dem Stillſtande ſeines Gewerbes erkennt, wohin und 
jene maßloßen Neuerungen gebracht haben, wird nachgerade müde des Sl chin feu 
und der Lügen jener fogenannten demokratischen Organe. Wozu lieſt 1 
Bürger die Zeitung? Um ſich zu unterrichten, um den Gang der Well ber 
folgen. Lüge und Läſterung demoraliſiren nur und werden dem Wohlgt 1 
zuletzt zum Ekel. Er wird ſich ſolche Blätter ſuchen, die ihm zur Erreichung, UM) 
nützlichen Zweckes verhelfen. Und es iſt eine Pflicht, ſich ſolchen Kügenbliien 
zu entziehen, um ihnen allen Boden zu nehmen, ſie verdienen den Untergang. 
Schon hat ſich eins unſerer demokratiſchen Blätter nach Berlin übergeſiedelt, hi 
anderes, wie verlautet, wird bald feinen Schwanengeſang anſtimmen. Für Stk 
tin bedarf es nicht mehr zu obigem Zwecke der Anſchaffung von Berliner Zelle 
gen, da die Nachrichten ſchon Abends eingehen und die neueften Berichte hier g 
gleich mit den Berliner Zeitungen ausgegeben werden. xx, 


den hieſigen Kirchen predigen; 


In der Schloß-Kirche: 
Herr Aa Palmié, um 8 U. 
Nach der Predigt heil. Abendmahl, 
Andacht am Sonngbend Nachm. 2 1 Uhr. 
Herr Biſchof Dr. Ritſchl, um 10½ hi 
Prediger Beerbaum, um 2 U. ER, 
In der Jakobi⸗Kirche: Pr 
Herr Paſtor Schünemann, um Hi Wis 
A use Der Fiſcher, um 1%, U. 1197 
ie Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 Uhr lt 
Herr Paſtor Schünemann. jr 
In der Peters⸗ und Pauls⸗ ei 
Herr Prediger Hoffmann, um 9 U. Di 
=, Prediger Moll, um 2 Uu. 1 
Die Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 Uhr. pält 
Herr Prediger Hoffmann. a) 
Am Donnerſtag den 7ten Juni, Nachmittag 
4 Uhr, Miſſionsgottesdienſt. a 88 
In der Johannis- Kirche: 


Herr Militair⸗Oberprediger v. Sydow, um 90 
„Konrektor Knüppel, um 1 5 5 


ſind 
Guſtav Wellmann. 


Dis 


u 
Ball 


10474 


9 


Die Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 5 bal 
Herr Prediger Budy. 
In der Gertrud-Kirche: 


Herr Kandidat Collier, um 9 u. 
Kandidat Friedrichs, um 2 U. 


120 


{ 
In 


Freie ſchriſtliche Gemeinde. 
In der Aula des Gymnaſiums predigt am „ 
tage, den 3. Juni, Vormittags 9 Uhr: 
Herr Pfarrer Gentzel. 


Die Direktion. 


Evangeliſch-lutheriſche Gemeinde, 
In der Aula des Gymnaſiums predigt am Son 
tage Trinitatis: I 
Herr Paſtor Diedrich aus Wietſtock, um 105 
Derſelbe, um 3 U. 90 l ; 10 


Am Sonntage predigt in der Sud 
(Roßmartt No. 718 b.) Vormittags um 9 Uhr und 
Nachmittags 5 Uhr, ſowie Donnerſtags Abends 8 Uhr: 

Herr Miſſtonar Gülzow. 


1 
In der hieſigen Synagoge predi t am Sumoben 
. d. M., Morgens 10 Uhr: 3 sin 


G. Leonhardt. Herr Rabbiner Dr. Meiſel. 


Bei der hohen Wichtigkeit dee 6 


r e een MET ERNIHHER BERN EERAT FETTE Sonntage Trinitatis, den 3. Juni, W | 


